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Bekanntmachung

3100-J

Änderung der Geschäftsanweisung für  
die Geschäftsstellen der Gerichte in  
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten,  

Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzverfahren

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
der Justiz

vom 30. Juli 2018, Az. D1 - 1463 - I - 12619/2017

1. Die Bekanntmachung über die Geschäftsanwei-
sung für die Geschäftsstellen der Gerichte in 
bürger lichen Rechtsstreitigkeiten, Zwangsvoll-
streckungs- und Insolvenzverfahren (GAbRZwIns) 
vom 2. November 2010 (JMBl. S. 110), die zuletzt 
durch Bekanntmachung vom 7. August 2013 (JMBl. 
S. 97) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.1 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

1.1.1 Die Angabe zu § 70 wird wie folgt gefasst:

„§ 70 Bescheinigungen nach Art. 54 und 58 der  
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 und Art. 53, 59 
und 60 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012“.

1.1.2 Die Angabe zu § 78 wird wie folgt gefasst:

„§ 78 (aufgehoben)“.

1.2 In § 2 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „(z. B. bei 
einer Wiederaufnahmeklage, § 586 Abs. 1 ZPO)“ 
gestrichen.

1.3 § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

1.3.1 In Satz 3 wird die Angabe „(vgl. auch § 61 GKG)“ 
gestrichen.

1.3.2 Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:

„4Bei der Aufnahme von Anträgen muss ferner ein 
Streitwert aufgenommen werden, wenn der Antrag 
nicht aus einer bestimmten Geldsumme besteht, 
kein fester Wert bestimmt ist oder sich nicht aus 
früheren Anträgen ergibt (vgl. § 61 GKG).“

1.3.3 Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

1.4 In § 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „und für 
Verbraucherschutz über die Durchführungsbe-
stimmungen zur Prozess- und Verfahrenskosten-
hilfe sowie zur Stundung der Kosten des Insolvenz-
verfahrens (DB-PKH) vom 16. November 2001, 
JMBl. 2002 S. 10, zuletzt geändert durch Bekannt-
machung vom 7. September 2009, JMBl. S. 103“ 
durch die Wörter „über die Durchführungsbestim-
mungen zur Prozess- und Verfahrenskostenhilfe 
sowie zur Stundung der Kosten des Insolvenzver-
fahrens  (DB-PKH) vom 16. November 2001 (JMBl. 
2002 S. 10), die zuletzt durch Bekanntmachung 
vom 9. Novem ber 2015 (JMBl. S. 111) geändert 
worden ist“ ersetzt.

1.5 § 5 wird wie folgt geändert:

1.5.1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Bei Gericht eingereichte vorbeugende Vertei-
digungsschriften gegen erwartete Anträge auf 
einstweiligen Rechtsschutz oder in sonstigen Ver-
fahren, in denen eine Entscheidung ohne vorhe-

rige Anhörung des Antragsgegners ergehen kann 
(Schutzschriften), werden als Anträge außerhalb 
eines anhängigen Verfahrens (AR-Sachen) in den 
Registern eingetragen. 2Elektronisch an zentraler 
Stelle eingereichte Schutzschriften werden im zen-
tralen Schutzschriftenregister erfasst; das Nähere 
hierzu regelt die Schutzschriftenregisterverord-
nung (SRV).“

1.5.2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Nach Eintragung werden die bei Gericht ein-
gegangenen Schutzschriften in einer Sammel-
mappe verwahrt. 2Diese und das zentrale Schutz-
schriftenregister müssen auch dem richterlichen 
Bereitschaftsdienst zugänglich sein, insbesondere 
wenn dieser für mehrere Gerichte wahrgenommen 
wird.“

1.5.3 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

1.5.3.1 In Satz 1 werden die Wörter „legt die Geschäfts-
stelle diesen zusammen mit allen in den zurück-
liegenden sechs Monaten eingegangenen Schutz-
schriften dem Richter vor“ durch die Wörter „prüft 
die Geschäftsstelle, ob eine Schutzschrift hinsicht-
lich der Verfahrensbeteiligten im zentralen Schutz-
schriftenregister hinterlegt ist; einen Ausdruck des 
Suchergebnisses nimmt sie zu den Akten“ ersetzt.

1.5.3.2 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Anschließend legt die Geschäftsstelle den Antrag 
mit dem Ausdruck des Suchergebnisses sowie allen 
in den zurückliegenden sechs Monaten bei Gericht 
eingegangenen Schutzschriften dem Richter vor.“

1.5.3.3 Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 
und 4.

1.5.4 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) 1Liegen im Fall des Abs. 3 Satz 2 die in Be-
tracht kommenden Schutzschriften bereits einem 
Richter vor, so vermerkt die Geschäftsstelle dies auf 
dem Verfahrensantrag und legt diesen zusammen 
mit dem Ausdruck des Suchergebnisses aus dem 
zentra len Schutzschriftenregister unverzüglich 
dem zustän digen Richter vor. 2Entsprechendes gilt, 
wenn keine Schutzschriften nach Abs. 1 Satz 1 vor-
handen sind.“

1.5.5 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) 1Die nach Abs. 1 Satz 1 eingetragenen Schutz-
schriften werden nach Ablauf des sechsten auf die 
Einreichung folgenden Kalendermonats weggelegt. 
2Die Dauer der Aufbewahrung richtet sich nach 
der Anlage zu § 1 der Aufbewahrungsverordnung 
 (AufbewV).“

1.6 § 8 wird wie folgt geändert:

1.6.1 In Abs. 1 Buchst. e werden nach dem Wort „Emp-
fangsbekenntnis“ die Wörter „oder automatisierte 
Eingangsbestätigung“ eingefügt.

1.6.2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Für Zustellungen innerhalb der Europäi-
schen Union (§ 25 Abs. 1) sind die in der Verord-
nung (EG) Nr. 1393/2007 sowie dem Abkommen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem 
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Königreich Dänemark vom 19. Oktober 2005 über 
die Zustellung gerichtlicher und außergerichtli-
cher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen 
(ABl. L 300 vom 17. November 2005, S. 55) vorge-
sehenen  Formen der Zustellung maßgeblich. 2Die 
Zustellung im Ausland außerhalb der Europäischen 
 Union (§ 25 Abs. 2) kann bewirkt werden

a) durch Einschreiben mit Rückschein, wenn 
Schriftstücke auf Grund völkerrechtlicher Ver-
einbarungen unmittelbar durch die Post über-
sandt werden dürfen und der betreffende Staat 
keinen Widerspruch erklärt hat, andernfalls auf 
Ersuchen des Vorsitzenden des Prozessgerichts 
durch die Behörden des fremden Staates (§ 183 
Abs. 2 Satz 2 ZPO),

b) sofern eine Zustellung gemäß Buchst. a nicht 
möglich ist, durch die zuständige diplomatische 
oder konsularische Vertretung des Bundes oder 
die sonstige zuständige Behörde, insbesondere 
wenn völkerrechtliche Vereinbarungen nicht 
bestehen, die zuständigen Stellen des betref-
fenden Staates zur Rechtshilfe nicht bereit sind 
oder besondere Gründe eine solche Zustellung 
rechtfertigen (§ 183 Abs. 3 ZPO),

c) auf Ersuchen des Vorsitzenden des Prozessge-
richts durch die zuständige Auslandsvertretung 
an entsandte Beschäftigte einer deutschen Aus-
landsvertretung und die in ihrer Privatwohnung 
lebenden Personen (§ 183 Abs. 4 ZPO).“

1.6.3 In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „14. Juni 2004 
(VMBl. S. 109)“ durch die Angabe „5. Oktober 2016 
(GMBl. S. 1047)“ ersetzt.

1.7 § 13 wird wie folgt geändert:

1.7.1 In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 35 ZRHO“ 
durch die Angabe „§ 54 ZRHO“ ersetzt.

1.7.2 In Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „und für Ver-
braucherschutz“ gestrichen.

1.8 In § 19 Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „mit einer 
elektronischen Signatur zu versehen“ durch die 
Wörter „auf einem sicheren Übermittlungsweg im 
Sinne des § 130a Abs. 4 ZPO zu übermitteln“ er-
setzt.

1.9 § 25 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für Zustellungen innerhalb der Europäischen 
Union sind die Verordnung (EG) Nr. 1393/2007, das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und dem Königreich Dänemark vom 
19. Okto ber 2005 über die Zustellung gerichtlicher 
und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder 
Handelssachen (ABl. L 300 vom 17. November 2005, 
S. 55) sowie die §§ 1068 bis 1070 ZPO zu beachten.

(2) Für übrige Zustellungen, die im Ausland be-
wirkt werden sollen, sind die §§ 183, 191 und 192 
ZPO, die einschlägigen Bestimmungen der zwi-
schenstaatlichen Vereinbarungen und die Rechts-
hilfeordnung für Zivilsachen (ZRHO) maßgebend.“

1.10 In § 38 Abs. 1 werden die Wörter „und für Verbrau-
cherschutz über die Gewährung von Reiseentschä-
digungen an mittellose Personen und Vorschuss-

zahlungen für Reiseentschädigungen an Zeugen, 
Sachverständige, Dolmetscher, Übersetzer, ehren-
amtliche Richter und Dritte vom 14. Juni 2006, 
JMBl. S. 90, zuletzt geändert durch Bekanntma-
chung vom 5. August 2009, JMBl. S. 90“ durch die 
Wörter „über die Gewährung von Reiseentschädi-
gungen vom 14. Juni 2006 (JMBl. S. 90, 146), die 
zuletzt durch Bekanntmachung vom 7. Januar 2014 
(JMBl. S. 22) geändert worden ist“ ersetzt.

1.11 § 58 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

1.11.1 Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„3Eine in Papierform zuzustellende Abschrift kann 
auch durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt 
werden; in diesem Fall ist die Abschrift anstelle 
der handschriftlichen Unterzeichnung mit dem 
Gerichtssiegel zu versehen; dasselbe gilt, wenn 
eine Abschrift per Telekopie zugestellt wird (§ 169 
Abs. 3 ZPO).“

1.11.2 Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sätze 4 
und 5.

1.12 In § 62 Satz 1 werden die Wörter „Abs. 2 der Anmer-
kung“ durch die Wörter „Abs. 3 der Anmerkung“ 
ersetzt.

1.13 In § 66 Abs. 1 werden die Wörter „§ 3 Nr. 30 der 
Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlass 
von Rechtsverordnungen (Delegationsverord-
nung – DelV) vom 15. Juni 2004 (GVBl. S. 239, 
BayRS 103-2-S), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 5. Mai 2013 (GVBl. S. 320), sowie 
§ 6 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 der Verordnung über die 
Geschäftsstellen der Gerichte und der Staats-
anwaltschaften  (Geschäftsstellenverordnung 
– GeschStV) vom 1. Februar 2005 (GVBl. S. 40,  
BayRS 300-1-1-2-J), zuletzt geändert durch  
Verordnung vom 28. Janu ar 2011 (GVBl. S. 65),“ 
durch die Wörter „§ 3 Nr. 29 der Delegationsver-
ordnung (DelV) sowie § 6 Abs. 1 Nr. 2 und 3 der 
Geschäftsstellenverordnung  (GeschStV)“ ersetzt.

1.14 § 70 wird wie folgt geändert:

1.14.1 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 70 
Bescheinigungen nach Art. 54 und 58 der  

Verordnung (EG) Nr. 44/2001 und Art. 53,  59 
und 60 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012“.

1.14.2 Die Wörter „gemäß Art. 54, 58 Verordnung (EG) 
Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zustän-
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
vom 22. Dezember 2000 (ABl. 2001 L 12, S. 1, be-
richtigt ABl. 2010 L 328, S. 36)“ werden durch die 
Wörter „gemäß Art. 54, 58 der Verordnung (EG) 
Nr. 44/2001 sowie gemäß Art. 53, 59, 60 der Verord-
nung (EU) Nr. 1215/2012“ ersetzt und die Angabe 
„§ 56 Satz 3“ wird durch die Angabe „§ 57 Satz 3“ 
ersetzt.

1.15 § 78 wird aufgehoben.

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. September 2018 
in Kraft.
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Stellenausschreibungen

I. Es wird Gesuchen von Bewerberinnen und Bewer-
bern um folgende Stellen entgegengesehen, die mit 
Ausnahme der Nr. 1 auch durch Teilzeitkräfte besetzt 
werden können:

1. Vizepräsident des Bayerischen Obersten Landes-
gerichts (Besoldungsgruppe R 4 mit Amtszulage)

in München

2. Richter am Oberlandesgericht  
(Besoldungsgruppe R 2)

in Bamberg

Die Stelle kann ausschließlich mit einer Richte-
rin am Oberlandesgericht oder einem Richter am 
Oberlandesgericht besetzt werden, deren/dessen 
Dienstzeit auf die Hälfte des regelmäßigen Diens-
tes ermäßigt ist.

3. Vorsitzender Richter am Landgericht als weiterer 
aufsichtführender Richter (Besoldungsgruppe R 2 
mit Amtszulage)

in Landshut

4. Vorsitzende Richter an den Landgerichten  
(Besoldungsgruppe R 2)

in Memmingen und Traunstein

Die Stelle in Memmingen kann ausschließlich 
mit einer Richterin am Landgericht oder einem 
 Richter am Landgericht besetzt werden, deren/
dessen Dienstzeit auf die Hälfte des regelmäßigen 
Dienstes ermäßigt ist.

5. Richter an den Amtsgerichten als weitere aufsicht-
führende Richter (Besoldungsgruppe R 2)

in Nürnberg und Regensburg

Die Stellen können jeweils ausschließlich mit einer 
Richterin am Amtsgericht als weitere aufsichtfüh-
rende Richterin oder einem Richter am Amts gericht 
als weiterer aufsichtführender Richter besetzt 
 werden, deren/dessen Dienstzeit auf die Hälfte  
des regelmäßigen Dienstes ermäßigt ist.

6. Oberstaatsanwalt als ständiger Vertreter des 
Leiten den Oberstaatsanwalts (Besoldungsgruppe 
R 2 mit Amtszulage)

in Hof

7. Oberstaatsanwälte als Abteilungsleiter bei den 
Staatsanwaltschaften (Besoldungsgruppe R 2)

in München II und Traunstein

8. Staatsanwälte als Gruppenleiter bei den Staatsan-
waltschaften (Besoldungsgruppe R 1 mit Amtszu-
lage) 

in München I, München II, Landshut, Passau 
und Schweinfurt

Frauen sind besonders aufgefordert, sich zu bewerben 
(Art. 7 Abs. 3 Bayerisches Gleichstellungsgesetz).

Die ausgeschriebenen Stellen sind für die Besetzung 
mit schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewer-
bern geeignet; diese werden bei im Wesentlichen glei-
cher Eignung bevorzugt.

Hinsichtlich des Anforderungsprofils dieser  Stellen 
wird auf die Bekanntmachung des Bayerischen 

Staatsministeriums der Justiz vom 30. September 
2003 (JMBl. S. 199), zuletzt geändert durch Bekannt-
machung vom 21. Juni 2011 (JMBl. S. 74), Bezug 
 genommen.

Bezüglich der unter Nr. 1 ausgeschriebenen Stelle 
werden ergänzend zu den in dieser Bekanntmachung 
niedergelegten Anforderungen die folgenden besonde-
ren Anforderungen festgelegt: besonders ausgeprägte 
Fähigkeit zur auf wissenschaftlichem Niveau vertief-
ten Auseinandersetzung mit schwierigen und grund-
legenden Rechtsfragen sowie komplizierten Sachver-
halten, auch in Spezialgebieten, sowie Fähigkeit, diese 
Rechtsfragen und Sachverhalte auf das Wesentliche 
zurückzuführen und verständlich sowie mit großer 
juristischer Präzision darzustellen. 

Bezüglich der unter Nrn. 2 bis 8 ausgeschriebenen 
Stellen wird darauf hingewiesen, dass die  jeweilige 
Ausschreibung auch für gleichartige Stellen gilt, die 
innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der Bewer-
bungsfrist bei demselben Gericht oder  derselben 
Staatsanwaltschaft frei werden, falls keine neue 
Ausschrei bung vorgenommen wird (a.a.O., Nr. III 1.3).

Bewerbungsfrist: 5. September 2018. 

Bewerbungen, die nach Ablauf der Bewerbungsfrist 
eingereicht werden, können grundsätzlich nicht mehr 
berücksichtigt werden.

II. Es wird Gesuchen von Bewerberinnen und Bewerbern 
um folgende Stellen entgegengesehen: 

1. Geschäftsleiter bei der Generalstaatsanwaltschaft 
in München in BesGr. A 13 mit Entwicklungsmög-
lichkeit nach BesGr. A 15. Der Dienstposten gehört 
zum Aufgabenbereich der Beamten mit bestande-
ner Rechtspflegerprüfung, die sich für  Ämter ab 
der BesGr. A 14 qualifiziert haben. Zur Bewer-
bung aufge fordert sind Rechtspfleger, die sich 
für  Ämter ab der BesGr. A 14 qualifiziert haben, 
 sowie Rechtspfleger ab der BesGr. A 12, bei denen 
die Bereit schaft zur modularen Qualifizierung für 
Ämter ab der BesGr. A 14 besteht. 

2. Geschäftsleiter bei dem Landgericht Traunstein 
in BesGr. A 13 mit Entwicklungsmöglichkeit 
nach BesGr. A 15. Der Dienstposten gehört zum 
Auf gabenbereich der Beamten mit bestandener 
Rechtspflegerprüfung, die sich für Ämter ab der 
BesGr. A 14 qualifiziert haben. Zur Bewerbung 
aufge fordert sind Rechtspfleger, die sich für  Ämter 
ab der BesGr. A 14 qualifiziert haben, sowie Rechts-
pfleger ab der BesGr. A 12, bei denen die Bereit-
schaft zur modularen Qualifizierung für Ämter ab 
der BesGr. A 14 besteht.

3. Gruppenleiter bei dem Landgericht München I in 
BesGr. A 11 mit Entwicklungsmöglichkeit nach  
BesGr. A 13. Der Dienstposten gehört zum Aufga-
ben bereich der Beamten mit bestandener Rechts-
pflegerprüfung. 

4. Herausgehobener Sachbearbeiter bei dem Ober-
landesgericht München in BesGr. A 11 mit Ent-
wicklungsmöglichkeit nach BesGr. A 13. Der 
Dienst posten ist auch für Beamte geeignet, die sich 
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modular für Ämter ab der BesGr. A 10 qualifiziert 
haben.

5. Herausgehobener Sachbearbeiter bei dem Amtsge-
richt München in BesGr. A 11 mit Entwicklungs-
möglichkeit nach BesGr. A 13 als Mitarbeiter in 
der Geschäftsleitung. Der Dienstposten ist auch 
für Beamte geeignet, die sich modular für Ämter 
ab der BesGr. A 10 qualifiziert haben.

6. Herausgehobener Sachbearbeiter bei dem Oberlan-
desgericht München in BesGr. A 11 mit Entwick-
lungsmöglichkeit nach BesGr. A 12. Der Dienstpos-
ten ist auch für Beamte geeignet, die sich modular 
für Ämter ab der BesGr. A 10 qualifiziert haben.

7. Herausgehobener Sachbearbeiter bei dem Amtsge-
richt München in BesGr. A 11 mit Entwicklungs-
möglichkeit nach BesGr. A 12 als Mitarbeiter in 
der Geschäftsleitung. Der Dienstposten ist auch 
für Beamte geeignet, die sich modular für Ämter 
ab der BesGr. A 10 qualifiziert haben.

8. Gerichtsvollzieherprüfungsbeamter bei dem Amts-
gericht Augsburg in BesGr. A 11 mit Entwicklungs-
möglichkeit nach BesGr. A 12. Der Dienstposten 
ist auch für Beamte geeignet, die sich modular für 
Ämter ab der BesGr. A 10 qualifiziert haben.

9. Leitender Bewährungshelfer bei dem Landgericht 
Regensburg in BesGr. A 10 mit Entwicklungsmög-

lichkeit nach BesGr. A 13. Der Dienstposten gehört 
zum Aufgabenbereich der Beamten des Bewäh-
rungshilfedienstes.

Frauen sind besonders aufgefordert, sich zu bewerben 
(Art. 7 Abs. 3 Bayerisches Gleichstellungsgesetz). Die 
ausgeschriebenen Stellen sind für die Besetzung mit 
schwerbehinderten Bewerbern geeignet; diese werden 
bei im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt.

Hinsichtlich des Anforderungsprofils der unter Nrn. 1 
bis 3 ausgeschriebenen Stellen wird auf die Bekannt-
machung des Bayerischen Staatsministeriums der Jus-
tiz vom 22. Juli 2014 (JMBl. S. 130) Bezug genommen. 
Hinsichtlich des Anforderungsprofils der unter Nr. 8 
ausgeschriebenen Stelle wird auf die Bekanntma-
chung des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz vom 22. Dezember 2008 
(JMBl. 2009, S. 13) Bezug genommen. Hinsichtlich des 
Anforderungsprofils der unter Nr. 9 ausgeschriebenen 
Stelle wird auf die Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums der Justiz vom 16. Februar 2017 
(JMBl. S. 18) Bezug genommen.

Die ausgeschriebenen Stellen können auch durch eine 
Teilzeitkraft besetzt werden. 

Bewerbungsfrist: 5. September 2018.
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